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Gemeindeschule Ruggell 
Besuch des Gemeinderats 

 
Gäste: 
Elisabeth Büchel, Schulleiterin Gemeindeschule Ruggell 
Isabel Gschwenter, Schulleitung Stellvertretung  
 
Antrag Vorsteher 
Schulleiterin Elisabeth Büchel hat den Gemeinderat zu einer Führung in der Gemeindeschule eingeladen. 
Anschliessend findet die Gemeinderatssitzung im Lehrerzimmer statt.  
 
Erörterung 
Die Schulleitung – namentlich Elisabeth Büchel und Isabel Gschwenter – gibt einen Überblick über die 
Gemeindeschule und informiert über die wichtigsten Eckdaten des kommenden Schuljahres 2023/2024. 
Dabei steht die Umsetzung des Liechtensteiner Lehrplans LiLe und das individuelle Lernen im 
Vordergrund. Zurzeit werden alle Räumlichkeiten genutzt. Ein Bedarf an weiteren Räumlichkeiten ist in den 
nächsten Jahren nicht notwendig, jedoch wird die Schule aus Platzgründen vermehrt auf den 
Mehrzweckraum ausweichen müssen.  
 
Ausserdem wird dem Gemeinderat aufgezeigt, mit welchen Hilfsmitteln, Unterrichtsmethoden und 
Kommunikationsmitteln die Lehrpersonen arbeiten und wie die Gemeindeschule weiterentwickelt werden 
kann und soll. Auf die Präsentation folgt ein Rundgang durch die Räumlichkeiten der Gemeindeschule. 
Dabei werden vor allem die Klassenzimmer im ältesten Schulteil mit Baujahr 1939 begutachtet. Eine 
Sanierung dieser Räumlichkeiten steht in den nächsten Jahren bevor.  
 
Beschluss 
Der Gemeinderat bedankt sich für die Führung nimmt die Informationen zur Kenntnis. 
 
 
 

Gemeindeschule Ruggell: 
Neubau Sitzplattform Vorplatz Schule Nord/Ost Nellengasse   

 
Antrag Hochbau 
Am 16. März 2022 hat der Gemeinderat das Projekt sowie den Kredit und am 9. November 2022 eine 
Kreditanpassung für die Neugestaltung Nellengasse Schule genehmigt.  
Darin enthalten ist die Erstellung von drei Sitzplattformen im Vorplatzbereich der Schule Nord/Ost an der 
Nellengasse. Diese sollen in der gleichen Art wie beim Spielplatz Langacker ausgeführt werden. Allerdings 
soll das Material anstelle von Holz aus WPC-Terrassendielen (Holz-Kunststoff-Verbund - bis 30 Jahre 
haltbar) erstellt werden. Diese sind robust gegen Kratzer und Flecken, sowie wesentlich witterungs- und 
farbbeständiger als Holz. Weiters können die Verschmutzungen einfach gereinigt werden. Bei den 
Sitzplattformen werden auf jeweils zwei Seiten Nischen für eine indirekte Beleuchtung erstellt (Leerrohre 
sind bereits vorhanden). Die Firma Hoop Holzbau AG und die Werkstätte Anstalt aus Ruggell haben 
entsprechende Offerten erstellt. Die Kosten für den Holzbau belaufen sich auf CHF 28‘971.35 (Inkl. MwSt.) 
und für die Elektroarbeiten auf CHF 5‘896.45 (Inkl. MwSt.). Die Baukommission befürwortet die 
Ausführungen der Sitzplattformen mit den Vergaben. 
 
Antrag zur Beschlussfassung 
1. Vergabe des Auftrags für die Erstellung der drei Sitzplattformen beim Vorplatz Schule Nord/Ost 

Nellengasse an die Firma Hoop Holzbau AG aus Ruggell mit einem Betrag von CHF 28'971.35 (inkl. 
MwSt.). 

2. Vergabe des Auftrags für die Elektroarbeiten bei den drei Sitzplattformen beim Vorplatz Schule 
Nord/Ost Nellengasse an die Firma Die Werkstätte Anstalt aus Ruggell mit einem Betrag von CHF 
5‘896.45 (inkl. MwSt.). 

 
Beschluss 
1.  Der Gemeinderat genehmigt den Antrag mehrheitlich (im Verhältnis 8 zu 1). 
2.  Der Gemeinderat genehmigt den Antrag einstimmig. 
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Gemeinderat:  
Jährliche Pauschale für Gemeinderatsmitglieder  

 
Antrag Vorsteher 
In seiner Sitzung vom 14. Juni 2023 hat der Gemeinderat eine mögliche Anpassung der jährlichen 
Pauschalen sowie den Sitzungsgeldern für die Gemeinderatsmitglieder angesprochen. Grund dafür ist die 
tendenziell steigende Sitzungsdauer bei gleichbleibender Entschädigung. In Folge dieser Diskussion hat 
die Gemeindekanzlei bei anderen Liechtensteiner Gemeinden nach deren Pauschalen gefragt und einen 
Vergleich zusammengestellt. 
 
Antrag zur Beschlussfassung 
Diskussion über die Entschädigung der Gemeinderatsmitglieder. 
 
Erörterung 
In der Regel legt der abtretende Gemeinderat die Jahrespauschale sowie das Sitzungsgeld für den 
nachfolgenden Gemeinderat fest, was 2023 jedoch nicht traktandiert wurde. So schlagen mehrere 
Gemeinderatsmitglieder mit Blick auf die Entschädigung in anderen Gemeinden vor, das Sitzungsgeld und 
die Jahrespauschale leicht anzupassen. Es wird diesbezüglich auch festgehalten, dass der zeitliche 
Aufwand für die Sitzungsvorbereitung sowie für die Gemeinderatssitzungen gross ist und tendenziell weiter 
steigen wird. Weiter soll Vorsteher Christian Öhri die Differenzen zwischen den Gemeinden in einer 
Vorsteherkonferenz ansprechen. Schliesslich haben alle Gemeinderäte in Liechtenstein durchaus ähnliche 
Aufgaben. Dass Gemeinderatsmitglieder von grösseren Gemeinden höhere Entschädigungen erhalten – 
aufgrund der Einwohnerzahl – und umgekehrt, wird zur Diskussion gestellt.  
 
In der Diskussion wird deshalb beantragt, über die Erhöhung der Jahrespauschale von CHF 2'500 auf CHF 
3'000 und die Erhöhung des Sitzungsgeldes von CHF 300 auf CHF 350, rückwirkend auf den Amtsantritt 
per 1. Mai, abzustimmen. 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat beschliesst mehrheitlich (im Verhältnis 7 zu 2) eine Erhöhung der Jahrespauschale von 
CHF 2'500 auf CHF 3'000 und die Erhöhung des Sitzungsgeldes von CHF 300 auf CHF 350, rückwirkend 
auf den Amtsantritt per 1. Mai. 
 
 

Geschäftsordnung des Gemeinderats 2023: 
Veröffentlichung des Abstimmungsergebnisses nach Partei 

 
Antrag Gemeindevorsteher 
An der letzten Gemeinderatsitzung vom 14. Juni 2023 brachte ein Gemeinderatsmitglied von sich aus die 
Frage für eine gemeinsame Diskussion ein, ob das Abstimmungsergebnisses nach Partei veröffentlicht 
werden soll. Bei knappen Mehrheitsentscheiden (5 zu 4) kam es in der Vergangenheit vermehrt zu der 
Unterstellung von Parteientscheide im Gemeinderat, obwohl dies nicht der Fall war.  
 
Fällt eine Abstimmung nicht einstimmig aus, soll deshalb künftig in Klammern hinter dem Ergebnis 
angegeben werden, wie viele Ja- beziehungsweise Nein-Stimmen von den jeweiligen Parteivertreterinnen 
und -vertretern abgegeben wurden. Auf die Nennung von Namen soll in den Protokollen weiterhin explizit 
verzichtet werden.  
 
Im Auftrag beider Parteien schlägt die Gemeindekanzlei entsprechend vor, den Punkt „6.2.2 Form“ der 
Geschäftsordnung des Gemeinderats wie folgt anzupassen: 
 

• Bisher: „Das Abstimmungsverhalten wird nicht nach parteipolitischen Gesichtspunkten 
festgehalten. Es wird nur protokolliert, ob ein Beschluss einstimmig oder mehrheitlich gefasst 
worden ist. Bei mehrheitlichen Beschlüssen wird das Abstimmungsverhältnis in Klammer 
protokolliert.“ 
 

• Neu: „Das Abstimmungsverhalten wird nach parteipolitischen Gesichtspunkten festgehalten. Bei 
mehrheitlichen Beschlüssen wird das Abstimmungsverhältnis mit der Angabe der Parteistimmen in 
Klammer protokolliert.“ 
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Antrag zur Beschlussfassung 
Genehmigung der Anpassung in der Geschäftsordnung des Gemeinderats. 
 
Erörterung 
Der Gemeinderat hält fest, dass auf eine namentliche Nennung im Protokoll verzichtet wird. 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat genehmigt den Antrag einstimmig. Die angepasste Geschäftsordnung tritt ab der 
nächsten Gemeinderatssitzung (23. August) in Kraft.  
 
 

Vernehmlassung: 
Waldstrategie 2030+  

 
Gäste: 
Siegfried Kofler, Leiter Forstbetrieb Gamprin, Ruggell und Schellenberg 
 
Antrag Vorsteher 
Der Wald ist Teil unserer Heimat. 42 Prozent der liechtensteinischen Landesfläche sind mit Wald bedeckt. 
Das Alpenland Liechtenstein verfügt über eine ausserordentliche naturräumliche Vielfalt. Dazu gehören 
verschiedene Waldgesellschaften wie Buchen- und Tannen-Fichtenwälder, welche die unterschiedlichsten 
Lebewesen und Organismen beheimaten. Der Wald ist aber nicht nur ein komplexes Ökosystem, sondern 
auch eine wichtige Lebensgrundlage: Der Wald produziert Sauerstoff, reinigt die Luft und bereitet unser 
Trinkwasser auf. Er reguliert das Mikroklima und ist gleichzeitig der grösste CO 2- Speicher unseres 
Landes. Er liefert den wertvollen Rohstoff Holz, bewahrt Siedlungen und Verkehrswege vor Lawinen oder 
Steinschlag und verhindert Hochwasser durch sein grosses Wasserspeichervermögen. Nicht zuletzt ist 
seine erholsame und gesundheitsfördernde Wirkung auf Menschen inzwischen Gegenstand zahlreicher 
Studien. 
 
Bis in die 1950er Jahre prägten grossflächige Rodungen und Übernutzung das Liechtensteiner Waldbild. 
Dadurch wurde nicht nur die Waldfläche, sondern auch die Qualität bestehender Waldbestände vermindert. 
Der Wald als schützenswerter Lebensraum und Ökosystem wurde daher in den 1990er Jahren im 
Waldgesetz festgeschrieben. Heute sind es vor allem die Folgen des Klimawandels, welche die 
Waldbestände und damit die Artenvielfalt bedrohen. 
 
Die Aufgabe der kommenden Jahre und Jahrzehnte besteht darin, den Wald und seine vielfältigen 
Leistungen, die dieser für Mensch und Natur erbringt, zu erhalten und an die klimatischen Veränderungen 
anzupassen. Die vorliegende Waldstrategie 2030+ soll die richtigen Weichen stellen, damit auch die 
zukünftigen Generationen von einem gesunden und resilienten Wald profitieren können. Das kann nur 
durch das Zusammenwirken der verschiedenen Akteure, allen voran der Forstorgane, 
Jagdverantwortlichen, Naturschutzbeauftragten, der Waldeigentümer und vor allem der Bürgerinnen und 
Bürger gelingen. 
 
Die Liechtensteiner Waldstrategie 2030+ liegt diesem Antrag bei. Der Waldeigentümerverein hat 
beiliegende Stellungnahme zur Waldstrategie 2030+ vorbereitet. Siegfried Kofler wird diese dem 
Gemeinderat an seiner Sitzung vorstellen.  
 
Antrag zur Beschlussfassung 
Genehmigung der Stellungnahme. 
 
Beschluss 
Die Stellungnahme des Waldeigentümervereins wird einstimmig genehmigt und im Namen der Gemeinde 
übernommen. Diese ist dem öffentlichen Protokoll angehängt.  
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Gestaltung Kreisel Industriezubringer: 

Projektgenehmigung 
 
Antrag Tiefbau 
Am 14. Juni 2023 wurde dem Gemeinderat das Gestaltungskonzept des Naturplaners Eugen Sturmlechner 
vorgestellt, welches eine naturnahe Gestaltung für den Kreisel vom Industriezubringer vorsieht. Der 
Gemeinderat begrüsste den Vorschlag und beschloss, die Planung auf Basis von diesem Konzept 
weiterzuverfolgen. Die nötigen Projektunterlagen wurden ausgearbeitet und werden nun dem Gemeinderat 
vorgestellt. 
 
Antrag zur Beschlussfassung 
Genehmigung vom vorliegenden Projekt Gestaltung Kreisel Industriezubringer. 
 
Erörterung 
Die Gestaltung des Kreisels beschäftigt den Gemeinderat seit dem letzten August 2022. Die ersten 
Vorschläge fanden jedoch aufgrund der Formen, künstlerischen Akzente und hohen Kosten keine 
Zustimmung. An der Gemeinderatssitzung vom 14. Juni 2023 wurde dem Gemeinderat auf Anstoss des 
Gemeindevorstehers und der Umweltkommission eine komplett neue Variante vorgestellt, welche im 
Gemeinderat Anklang fand. Mit Ergänzungen des Gemeinderats wurde dieses Projekt an dieser Sitzung 
nochmals vorgestellt.  
 
Bei dieser Variante, welche durch den Naturplaner Eugen Sturmlechner erstellt wurde, steht die Natur im 
Vordergrund. Das Hauptmerkmal des Kreisels ist eine grosse Eiche. Zusätzlich werden drei bis fünf 
grössere Sträucher locker auf der Fläche verteilt sowie verschiedene heimische Wildpflanzen und Stauden. 
Weiter werden einzelne Stämme und Wurzelstöcke eingegraben, die von roten Kletterrosen bewachsen 
werden. Aufgrund der geplanten Bepflanzung wird der Kreisel vom Frühjahr bis in den Herbst hinein 
blühen. Die Verwendung der Gemeindefarben bei der Bepflanzung gibt einen weiteren 
Wiedererkennungswert. Grundsätzlich soll das Konzept einfach gehalten werden. Der Gemeinderat spricht 
sich einstimmig dafür aus, von der Rheinbrücke herkommend zwei Fahnen im Kreisel zu platzieren – jene 
der Gemeinde Ruggell sowie die Landesfahne.  
 
Dem Gemeinderat ist es wichtig, dass der Unterhalt des Kreisels durch den Werkhof nicht zu hoch ist. So 
wurde diese Variante vor dieser Sitzung mit dem Werkhof ausführlich abgesprochen. Für den Kreisel kann 
der Aushub vom Naturschaugarten, welcher neben dem Gemeinschaftsgarten entsteht, genutzt werden, 
was die Kosten diesbezüglich sehr niedrig hält. Die ersten Gestaltungsarbeiten am Kreisel starteten am 
Samstag, 8. Juli. Die Bepflanzung ist für den Herbst 2023 vorgesehen. Der Kostenvoranschlag für die 
Gestaltungsarbeiten inkl. Planung und Bauleitung betragen insgesamt CHF 57'000. 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat genehmigt den Antrag einstimmig. Die Arbeiten starteten am Samstag, 8. Juli 2023. 
Jedoch können nicht alle Pflanzen im Hochsommer gepflanzt werden. Auch die Eiche kann erst im Herbst 
gesetzt werden, da es im Sommer zu heiss ist.  
 
 

Naturschaugarten: 
Projekt- und Kreditgenehmigung  

 
Antrag Tiefbau 
Die Umweltkommission hat einen Vorschlag ausgearbeitet, welcher die Realisierung eines 
Naturschaugarten vorsieht. Dieser soll öffentlich zugänglich sein und durch die verschiedenen 
aufgezeigten naturnahen Gestaltungsmöglichkeiten die Bevölkerung animieren, diese in ihrer Umgebung 
miteinzubeziehen. Das Konzept wurde im Jahr 2022 dem Gemeinderat vorgestellt, welcher dieses 
begrüsste und entsprechend im Budget 2023 berücksichtigte. Nun wurde das Projekt von Eugen 
Sturmlechner ausgearbeitet und kann dem Gemeinderat vorgestellt werden. Die Kostenschätzung beläuft 
sich auf CHF 30‘000, welche im Budget 2023 vorgesehen sind. 
 
Antrag zur Beschlussfassung 
1. Genehmigung vom Projekt Naturschaugarten von Eugen Sturmlechner. 
2. Kreditgenehmigung für das Projekt Naturschaugarten in der Höhe von CHF 30'000. 
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Erörterung 
Der Naturschaugarten entsteht auf der Fläche zwischen Kirchstrasse und Gemeinschaftsgarten. Ziel des 
Naturschaugartens soll sein, den Besuchern die heimischen Wildsträucher wieder näher zu bringen, 
verschiedene Variationen zur Gestaltung privater Flächen aufzuzeigen sowie Ideen zum Bau von 
Unterschlüpfen, Nistmöglichkeiten und Überwinterungsquartiere für Tiere weiterzugeben. Ausserdem 
werden verschiedene Wiesentypen erstellt, wie Magerwiesen, Dachkräuter-Mischungen, Blumen-Schotter-
Rasen und Hochstaudenflure. Auch finden sich unterschiedliche Sitzmöglichkeiten zum Verweilen. 
 
Im Bestand vor Ort sind drei Linden, die in die Beete integriert werden und ein älterer Obstbaum, der einen 
kräftigen Pflegeschnitt bekommt. Es werden ausschliesslich heimische Bäume, Sträucher und Stauden 
verwendet. Die Pflanzen werden vom Landesforstbetrieb, vom Verein Hortus und von der Firma UFA 
bezogen. Die Umweltkommission zeigt sich verantwortlich für das Projekt. Für die Bepflanzung im Herbst 
werden zu gegebener Zeit Freiwillige aus der Bevölkerung gesucht. Ausserdem sollen künftig 
verschiedene Kurse oder Informationsveranstaltungen im Naturschaugarten durchgeführt werden. 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat genehmigt beide Anträge einstimmig. 
 
 

Unterschriftsbeglaubigung: 

Ermächtigung von Gemeindesekretärin Tatjana Büchel  
 
Antrag Gemeindekanzlei 
Gemäss Art. 81, Abs. 4c der Rechtssicherungs-Ordnung (LGBL 1923, Nr.8) kann jede Gemeinde zwei 
Mitarbeitende (Gemeindebedienstete) mit der Beglaubigung von Unterschriften ermächtigen. An der 
Gemeinderatssitzung Nr. 05/22 vom 6. April 2022 wurden für diese Aufgabe der damalige 
Gemeindesekretär Christian Öhri sowie Judith Augsburger in ihrer damaligen Funktion als Fachsekretärin 
und Stellvertreterin Gemeindesekretär ermächtigt, die Beglaubigung von Unterschriften und Urschriften in 
der Gemeinde Ruggell vorzunehmen. Die Nachfrage nach Beglaubigungen in der Gemeinde war seither 
stets hoch, zum Teil bestehen mehrere Termine in einer Woche. Da Christian Öhri per 1. Mai die Funktion 
als Gemeindevorsteher innehat, soll seine Ermächtigung an eine andere Person übergeben werden. 
Vorgeschlagen wird Tatjana Büchel, Gemeindesekretärin, welche ab Donnerstag, 6. Juli 2023 diese 
Ermächtigung durch den Gemeinderat erhalten soll. 
 
Antrag zur Beschlussfassung 
1. Beschluss, dass die Ermächtigung für Beglaubigungen von Christian Öhri aufgrund seines 

Stellenwechsels entzogen wird.  
2. Beschluss, dass ab dem 6. Juli 2023 folgende zwei Personen für Beglaubigungen von Unterschriften 

und Urschriften in der Gemeinde Ruggell gemäss Art. 81, Abs. 4c der Rechtssicherungs-Ordnung 
(LGBL 1923, Nr.8) ermächtigt sind:  
- Tatjana Büchel, Gemeindesekretärin  
- Judith Augsburger, Sekretärin der Gemeindevorstehung 

 
Beschluss 
Der Gemeinderat genehmigt beide Anträge einstimmig. 
 
 

Gemeinsame Lernende mit der Gemeinde Schellenberg:  
Ausschreibung für den Sommer 2024  

 
Antrag Gemeindekanzlei 
Im Sommer 2024 wird die derzeitige Verbundslernende ihre Lehrzeit als Kauffrau in den 
Gemeindeverwaltungen Ruggell und Schellenberg beenden. Die Zusammenarbeit mit der Gemeinde 
Schellenberg hat sich in den letzten Jahren sehr bewährt und beide Verwaltungen begrüssen eine 
Weiterführung. Durch den Verbund können Lernende während der Lehrzeit zwei verschiedene 
Gemeindeverwaltungen kennenlernen. 
 
Die Gemeinde Ruggell bietet neben der Verbundsausbildung alle drei Jahre eine Lehrstelle nur in der 
Gemeindeverwaltung Ruggell an. Somit sind im Herbstsemester jeweils zwei Lernende in Ruggell und im 
Frühjahrssemester nur ein/e Lernende/r. Um eine bessere Ausbildung anbieten zu können, empfehlen die 
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Gemeinden Ruggell und Schellenberg für den Sommer 2024 die Ausschreibung von neu zwei Lehrstellen 
als Kaufmann / Kauffrau im Verbund. Dadurch sind zu jeder Zeit zwei Lernende in Ruggell und es ist eine 
bessere Aufteilung auf die Abteilungen Empfang/Gemeindekasse und Gemeindekanzlei/Bauverwaltung 
möglich. 
 
Die Ausschreibung dafür wird mit einem gemeinsamen Inserat aller Liechtensteiner Gemeinden 
veröffentlicht. Die Rekrutierung sowie die Betreuungsunterstützung während der Lehrzeit wird in bewährter 
Zusammenarbeit an 100pro! abgegeben. 
 
Antrag zur Beschlussfassung 
Genehmigung von zwei Lehrstellen als Kauffrau/Kaufmann für den Sommer 2024 im Verbund mit der 
Gemeinde Schellenberg. 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat genehmigt den Antrag einstimmig.  
 
 

Einbürgerung:  
Erleichterte Einbürgerung Maurizio Carlo Sozzi  

 
Antrag Vorsteher 
Herr Maurizio Carlo Sozzi hat bei der Regierung den Antrag auf Aufnahme in das Landes- und 
Gemeindebürgerrecht im erleichterten Verfahren infolge längerfristigen Wohnsitzes gestellt. Der 
Antragssteller hat seit Geburt seinen ordentlichen Wohnsitz in Liechtenstein, seit dem 1. Januar 2021 ist er 
in Ruggell wohnhaft. Die vom Gesetz vorgeschriebenen Unterlagen sind ordnungsgemäss eingereicht und 
geprüft worden. 
 
Antrag zur Beschlussfassung 
Stellungnahme des Gemeinderats über das vorliegende Gesuch. 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat gibt eine positive Stellungnahme ab. 
 
 

Vernehmlassung: 

Abänderung Motorfahrzeugsteuer und EEG  
 
Antrag Vorsteher 
Am 10. März 2022 überwies der Landtag das Postulat zur Umgestaltung der Motorfahrzeugsteuer in ein 
Road Pricing System für Liechtenstein an die Regierung. Im Rahmen der Postulatsbeantwortung, welche in 
der Landtagssitzung von Oktober 2022 behandelt wurde, zeigte die Regierung auf, dass eine Revision des 
Gesetzes über die Motorfahrzeugsteuer (MFZ-Steuer) angezeigt ist.  
 
Mit der gegenständlichen Vorlage will die Regierung im Wesentlichen die heutigen Steuerbefreiungen für 
Solar- und Elektrofahrzeuge, Hybrid-Fahrzeuge sowie Fahrzeuge, die mit Erdgas betrieben werden, 
aufheben sowie die MFZ-Steuern auf Basis einer neuen Bemessungsgrundlage, welche auf Gewicht und 
Leistung basiert, erheben. Zudem soll für Personenwagen bei der Erstzulassung in Liechtenstein eine 
einmalige Pauschalabgabe für den CO2-Ausstoss eingeführt werden, wenn dieser einen bestimmten Wert 
übersteigt. 
 
Wie vom Gemeinderat in seiner Sitzung vom 14. Juni in Auftrag gegeben, hat die Gemeindekanzlei 
beiliegende Stellungnahme vorbereitet. 
 
Antrag zur Beschlussfassung 
Genehmigung der Stellungnahme. 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat genehmigt die Stellungnahme einstimmig. Diese ist dem öffentlichen Protokoll 
angehängt. 
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